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UNABHÄNGIGE SCHULEN 
IN SÜDAFRIKA: ASCHENPUTTEL 
ODER GUTE FEE?
Jean Redpath
Vortrag anlässlich der Konferenz „Liberal Education”
des Liberalen Instituts, Friedrich-Naumann-Stiftung,
Truman-Haus, 14437 Potsdam,
2. - 4. September 2005
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Der vorliegende Artikel erörtert den Einﬂuss der Erhebung von Schulgebüh-
ren in öffentlichen Schulen in Südafrika auf das Angebot der öffentlichen 
und der unabhängigen Schulen, d. h. der Privatschulen, im Land. Durch die 
Schulgebühren sind viele arme Kinder rechtswidrig vom Besuch einer öffent-
lichen Schule ausgeschlossen worden, und die relativ privilegierte Position 
ehemals weißer öffentlicher Schulen hat sich noch verfestigt. Gleichzeitig 
ist das Privatschulwesen gerade im Bereich der Schulen mit geringen bis 
durchschnittlichen Einkommen gewachsen, einem Bereich, in dem der Aus-
schluss von Kindern durch die öffentlichen Schulen und die niedrige Quali-
tät dieser Schulen eine Nachfrage geschaffen haben. Jedoch scheint dieses 
Wachstum jetzt auf einem relativ geringen Niveau zu stagnieren. Obwohl 
sich eine Änderung der Regierungsstrategien mit dem Ziel, das Problem der 
Ausgrenzung Armer aus öffentlichen Schulen anzugehen, abzeichnet, zeigt 
der Vergleich mit anderen Entwicklungsländern, dass ein hoher Bedarf an 
unabhängigen Schulen besteht, die für einen größeren Anteil an der schuli-
schen Versorgung insbesondere der armen Bevölkerung aufkommen sollten. 
Jedoch müssen innovative Finanzierungswege in einem zunehmend schwie-
rigen schulischen Umfeld gefunden werden, das durch extreme Armut und 
eine weite Verbreitung von HIV und AIDS bestimmt ist. 
Gemäß Daten des Bildungsforschungsinstituts Centre for Applied Legal 
Studies (CALS) der Universität Witwatersrand (Roithmayr 2002) ist die Schul-
besuchsquote in Südafrika eng mit der Erhebung von Schulgebühren verknüpft. 
Wie viele Kinder besuchen in Südafrika die Schule? Ca.12,5 Mio. Kinder in Süd-
afrika sind im schulfähigen Alter. Die Provinzen mit der höchsten Anzahl von 
Kindern im Schulalter sind die Provinzen Eastern Cape und KwaZuluNatal.
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Im Jahr 2004 lag die durchschnittliche Schulbesuchsquote in Südafrika, laut 
Angaben der Bildungsministerin, bei ca. 91% (Antwort auf eine parlamentari-
sche Anfrage, 10. November 2004). Allerdings gibt es zwischen den Provinzen 
beträchtliche Unterschiede. Die höchste Schulbesuchsquote wird in zweien der 
ärmeren Provinzen geschätzt: der Provinz Eastern Cape, einer Provinz mit ho-
her Bevölkerungsdichte, und der Provinz Northern Cape, die dünn besiedelt ist. 
Am geringsten ist die Schulbesuchsquote in der relativ wohlhabenden Provinz 
Western Cape (85%) sowie in Gauteng, ebenfalls einer reichen Provinz, in der 
ebenfalls weniger Schulanmeldungen verzeichnet werden. 
Obwohl die Schulbesuchsquote im Vergleich zum Standard anderer Länder 
Afrikas und anderer Entwicklungsländer relativ hoch scheinen mag, ist doch 
besorgniserregend, dass mehr als eine Million (geschätzte 1.179.849) Kinder 
im Schulalter in Südafrika nicht zum Schulbesuch angemeldet sind. Das Bil-
dungsforschungsinstitut CALS vertritt die Meinung, dies sei in hohem Maße 
auf die von öffentlichen Schulen erhobenen Schulgebühren zurückzuführen. 
Die niedrige Schulbesuchsquote in den Provinzen Gauteng und Western Cape 
speziell mag auch auf die wachsende Abwanderung in die städtischen Zentren 
dieser Provinzen zurückzuführen sein, wo die Schulgebühren typischerweise 
deutlich über den Schulgebühren in den ländlichen Gebieten liegen, aus denen 
die Migranten stammen.
Fast alle öffentlichen Schulen in Südafrika erheben Schulgebühren. Em-
pirische Daten lassen vermuten, dass Schulgebühren für viele Kinder ein be-
deutendes Hemmnis für den Besuch einer öffentlichen Schule sind: Obwohl 
die Schulen rechtlich gesehen Schüler nicht aufgrund der Nichtzahlung von 
Gebühren vom Unterricht ausschließen können (zahlungsunfähige Familien 
können theoretisch eine vollständige oder teilweise Gebührenbefreiung be-
antragen), zeigen die CALS-Studie (Roithmayr 2002) und davon unabhängig 
Erhebungen des Children‘s Institute der Universität Kapstadt (Giese et al. 2003), 
dass öffentliche Schulen in der Praxis Schüler regelmäßig ausschließen oder 
benachteiligen, wenn die Schulgebühren nicht bezahlt werden oder die Kinder 
Datenquelle für diese Karte: Antwort der Bildungsministerin auf parlamentarische 
Anfrage im November 2004
Datenquelle für diese Karte: Antwort der Bildungsministerin auf eine parlamentarische 
Anfrage im November 2004.
Karte 1: Verteilung von Kindern im Schulalter auf die Provinzen in Südafrika Karte 2: Schulbesuchsquote der Kinder im Schulalter nach Provinzen (%)
Kindern im Schulalter
1.910.000 bis 2.920.000 (2)
1.890.000 bis 1.910.000 (1)
1.000.000 bis 1.890.000 (3)
180.00 bis 880.000 (3)
Schulbesuchsquote
92 bis 107 (3)
90 bis 92 (1)
87 bis 90 (2)
85 bis 87 (3)
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keine Schuluniform besitzen (die in öffentlichen Schulen Pﬂicht ist), obwohl 
dies der Politik der Regierung widerspricht. 
Im November 2004 gestand die Bildungsministerin Naledi Pandor dieses 
Problem in einer Antwort auf eine parlamentarische Anfrage ein: 
Das Verfahren der Befreiung von Schulgebühren ist in einigen Fällen nicht 
erfolgreich und wird von einigen Schulen nicht umgesetzt. Die Schuldirek-
toren informieren die Eltern nicht über ihr Anrecht auf eine Gebührenbe-
freiung, und Schüler werden von einigen oder allen Schulveranstaltungen 
ausgeschlossen, Zeugnisse werden ihnen verweigert, sie werden verbal an-
gegriffen und erhalten keine Schulbücher oder werden an der Teilnahme am 
Unterricht gehindert. Darüber hinaus wurden teilweise rechtliche Schritte, 
wie die Beschlagnahmung von beweglichen Gütern oder selbst unbewegli-
chem Vermögen, gegen die Eltern unternommen, ohne vorherige Überprü-
fung durch die Schule, ob den Eltern eine Gebührenbefreiung zustand. In 
einigen Fällen waren die Eltern nur geringe Beträge schuldig geblieben. Auch 
die teilweise Befreiung von den Schulgebühren wurde nicht umgesetzt. Die 
Schulen weigerten sich, die Schulkosten für Geschwister anzurechnen. Dar-
über hinaus mussten die Eltern in vielen Fällen neben den Schuluniformen 
für zusätzliche Kosten, wie Schulausﬂüge, Schulbücher, Schreibwaren und 
anderes Schulmaterial, aufkommen. Häuﬁg wurden diese Zusatzkosten bei 
der Berechnung der Gebührenbefreiung nicht einbezogen (Antwort auf die 
Parlamentarische Anfrage, 10. November 2004).
Zur Lösung des Problems schlug die Bildungsministerin Gesetzesänderungen 
vor. Auf diese werden wir eingehen, nachdem wir die Gründe dargelegt haben, 
aus denen nach dem Ende der Apartheid 1994 das System der Schulgebühren 
beibehalten wurde, trotz der eingeschränkten Möglichkeiten der Mehrheit der 
Bevölkerung, solche Gebühren zu zahlen. 
Das Bildungsforschungsinstitut CALS vertritt die Meinung, die Erhebung 
von Schulgebühren im öffentlichen Schulwesen sei ursprünglich auf den Ver-
such zurückzuführen, die Bildungsprivilegien der Weißen aus der Apartheid zu 
bewahren (Roithmayr 2002). Roithmayr führt aus, dass am Ende der 80er Jahre 
die damalige Regierung die Eltern von Kindern in weißen Schulen entscheiden 
ließ, welchem der drei möglichen Modelle der schulischen Rassenintegration 
und der Schulﬁnanzierung ihre Schule zugeordnet werden sollte. Bei Modell A 
wurden die Einrichtungen in reine Privatschulen mit einer 45%en staatlichen 
Förderung umgewandelt, die über drei Jahre stufenweise eingeführt wurde. 
Schulen vom Typ B blieben staatliche Schulen, konnten jedoch schwarze 
Schüler bis zu einem Limit von 50% der maximalen Schülerzahl zulassen. Die 
Schulen vom Modell C sollten als so genannte „staatlich unterstützte Schu-
len“ geschaffen werden. 75% des Etats dieser Schulen sollten aus staatlichen 
Mitteln stammen. Die restlichen 25% des laufenden Budgets sollten durch 
Schulgebühren der Eltern und private Spenden aufgebracht werden. Wie beim 
Modell B konnten auch Modell-C-Schulen schwarze Schüler bis zu einer Grenze 
von 50% der Schülerschaft zulassen (Roithmayr 2002).
Die Mehrheit der Eltern in weißen Schulen stimmte für den Verbleib der 
Schulen im staatlichen System (Modell B). Aber im Jahr 1992 wandelte die Re-
gierung alle Schulen zwangsweise in Modell-C-Schulen um. Es wird vermutet, 
dass die damalige Regierung diese einseitige Umstrukturierung u. a. durch-
führte und das System der Schulgebühren einführte, um die Kontrolle über die 
öffentlichen Schulen an die lokalen weißen Gemeinden zu übertragen und sie 
dem Einﬂuss der bald zu wählenden demokratischen Regierung zu entziehen 
(Karlssen 1998 in Roithmayr 2002). 
Roithmayr hierzu: 
Als die neue, demokratische Regierung im Jahr 1994 ihr Amt antrat, waren 
so die meisten historisch weißen Schulen Modell-C-Schulen und erhoben 
Schulgebühren. Wie vorauszusehen war, schloss die Erhebung von Schul-
gebühren schwarze Schüler überproportional aus, deren Eltern zu arm 
waren, um sich diese beträchtlichen Kosten leisten zu können (Roithmayr 
2003, 5).
Wenn die Erhebung von Schulgebühren ihre Wurzeln in der Zeit der frü-
heren Regierung hat, warum wurde das System nach Amtsantritt der neuen, 
demokratischen Regierung dann nicht grundlegend verändert? Fiske & Ladd 
erklären die Logik der Beibehaltung von Schulgebühren: 
Crouch und Colclough, zwei internationale Berater, argumentierten, dass die 
ehemals weißen Schulen ohne eine Erhebung von Schulgebühren, die ihnen 
z. B. die Einstellung zusätzlicher Lehrer erlauben würde, einen Niedergang 
der Qualität erleben würden. Dies würde seinerseits viele entscheidende 
„Meinungsführer und Entscheidungsträger“ dazu veranlassen, ihre Kinder 
aus den öffentlichen Schulen in eine Privatschule - Privatschulen werden in 
Südafrika als unabhängige Schulen bezeichnet - umzuschulen, die im süd-
afrikanischen Schulgesetz South African Schools Act (SASA) aus dem Jahr 
1996 ausdrücklich zugelassen wurden (Fiske & Ladd 2005, 136).
Wenn die Kinder einmal das staatliche Schulsystem verlassen haben, so 
Crouch und Colclough, bestünde für die Familien kaum Grund, politischen Druck 
im Hinblick auf höhere Ausgaben für die öffentlichen Schulen auszuüben. Die 
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Berater unterstrichen dabei jedoch, dass dieses Argument keinen elitären Hin-
tergrund im Sinne einer Privilegierung der Mittelschicht habe, sondern eher 
Mittel sei, um die Schulen für die Armen zu verbessern. Roithmayr bestätigt 
diese Erklärung.
Internationale Berater überzeugten die neue Regierung, einen vierten Weg 
einzuschlagen. Bei dieser Alternative wurden die Mittel bis zu einem ge-
wissen Grad ausgewogen verteilt, aber privat aufgebrachte Schulgebühren 
wurden als bedeutende Geldquelle der öffentlichen Schulen beibehalten. 
Als ein Argument für die Schulgebühren führten die Berater an, dass ohne 
Schulgebühren der Bildungshaushalt verdoppelt werden müsse, um die Fi-
nanzierung der Schulen auf das Niveau der historisch weißen Schulen zu 
heben. Des Weiteren vertraten sie die Meinung, dass ohne elterliche Schulge-
bühren Familien der Mittel- und Oberschicht ihre Kinder statt in öffentliche 
in private Schulen schicken würden und die Gelder für die Bildung insgesamt 
abnehmen würden. Die Regierung entschied sich für diese vierte Option und 
legte in der Folge entsprechende Gesetzesvorschläge vor. So verabschiedete 
im Jahr 1996 das Parlament das südafrikanische Schulgesetz South African 
Schools Act („SASA“) (Roithmayr 2003,6).
Dementsprechend treffen die Schulverwaltungsräte, die School Governing 
Bodies, vor Ort in Übereinstimmung mit dem südafrikanischen Schulgesetz 
nun die meisten relevanten Entscheidungen bezüglich der Schulgebühren. 
Dem Gesetz zufolge ist es Aufgabe der Schulverwaltungsräte, die Höhe der 
Schulgebühren festzulegen und die betriebliche Verwendung dieser Gebühren 
zu verwalten und zu überprüfen - und auch über Befreiungen von den Schul-
gebühren zu entscheiden. Dazu Roithmayr: 
Gemäß diesen Bestimmungen (des südafrikanischen Schulgesetzes) müssen 
die Schulverwaltungsräte Eltern, deren Einkommen geringer als das Zehn-
fache der jährlichen Schulgebühr ist, die Schulgebühr vollständig erlassen. 
Eltern, deren Einkommen geringer als das Dreißigfache aber höher als das 
Zehnfache der jährlichen Schulgebühr ist, erhalten eine teilweise Befreiung 
von den Gebühren. Teilweise Befreiungen werden auf Beschluss des Schul-
verwaltungsrats gewährt. Liegt das elterliche Einkommen jedoch über dem 
Dreißigfachen der jährlichen Schulgebühr, haben die Eltern keinerlei An-
spruch auf eine Befreiung. Die Bestimmungen sehen auch einige Ausnahme-
situationen vor, in denen die Familien eine Befreiung aufgrund besonderer 
Umstände beantragen können, entweder wegen Zahlungsunfähigkeit der 
Eltern oder mangels Einkommensnachweisen (Roithmayr 2003, 7).
Eltern, die ihren Anspruch auf Befreiung von den Schulgebühren geltend 
machen wollen, müssen den Antrag schriftlich oder auf Anfrage auch persönlich 
stellen. Bei Antragstellung müssen sie einen Nachweis über Einkommen, Ver-
mögen und Verbindlichkeiten erbringen sowie andere, vom Schulverwaltungsrat 
angeforderte Informationen. Die Schulverwaltungsräte haben innerhalb von 21 
Tagen nach Antragstellung zu entscheiden. Wird der Antrag auf Befreiung von 
den Schulgebühren abgelehnt, können die Eltern Einspruch einlegen. 
Obwohl das System zur Befreiung von den Schulgebühren auf dem Papier 
recht solide erscheint, funktionieren die entsprechenden Bestimmungen in der 
Praxis nicht, und dies wurde von der Bildungsministerin auch eingestanden. 
Schulen und Schulleiter handeln in einem heimlichen Einverständnis, da Schul-
gebühren ihre einzigen, frei verfügbaren Einkünfte darstellen, wie aus einer 
Studie des Children‘s Institute der Universität Kapstadt hervorgeht: 
Einige der befragten Schulleiter drückten ihr Verständnis für die Erzie-
hungsberechtigten aus, die aufgrund von Armut, Krankheit und Hunger die 
Schulgebühren nicht aufbringen können, betonten jedoch die Bedeutung der 
Gebühren als einzige, frei verfügbare Einkünfte der Schulen. Diese Mittel 
werden für gewöhnlich für den Erhalt von Schulgebäuden und Wartung, die 
Bezahlung der Strom-, Wasser- und Telefonrechung sowie für den Kauf von 
Lehrmitteln wie Tafeln, Kreide und Papier eingesetzt. Der Leiter einer Schu-
le in Umzimkulu erklärte das Dilemma, dem sich die Schulleiter gegenüber 
sehen: „Unsere Schule benötigt die Mittel aus den Schulgebühren für ihren 
Haushalt. Wir haben Strom in der Schule, aber die Stromrechung müssen 
wir aus eigener Tasche bezahlen.“ „Wir können die Schule nicht betreiben, 
wenn niemand zahlt“, sagte er, eine Bemerkung, der viele der befragten 
Schulleiter zustimmten. Der mögliche Mangel an frei verfügbaren Mitteln 
scheint somit der zentrale Grund für die aggressiven Methoden der Schulen 
bei der Eintreibung der Gebühren zu sein (Giese et al. 2003).
Im November 2004 versprach die Bildungsministerin, auf eine Gesetzesän-
derung zu drängen, durch die den ärmsten 40% der Schüler die Schulgebühren 
automatisch erlassen werden, anstatt dies von einem Antrag der Eltern oder Er-
ziehungsberechtigten auf Schulgelderlass abhängig zu machen. Zusätzlich sol-
len die ärmsten 40% automatisch ein Anrecht auf Schulspeisung erhalten. 
Einer Gesetzesvorlage zufolge, die dem Parlament im Oktober 2005 vorge-
legt wird, wird die Bildungsministerin jährlich im Staatsanzeiger Government 
Gazette eine Liste der armen Schulen veröffentlichen, die keine Schulgebühren 
erheben. Diese Schulen werden mehr Mittel aus der Staatskasse erhalten. U. a. 
werden die Schulen nicht mehr berechtigt sein, die Eltern zu verpﬂichten, die 
Schulgebühren abzuarbeiten. Den Schulverwaltungsräten werden jedoch neue 
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Mittel an die Hand gegeben, um gegen Eltern vorzugehen, die versuchen, eine 
Zahlung von Schulgebühren dadurch zu vermeiden, dass sie die Formblätter 
mit ihren Einkommensangaben einfach nicht ausfüllen. 
Die Oppositionsparteien fürchten jedoch, dass arme Kinder so auf die 
leistungsschwächsten Schulen festgelegt werden. So die Abgeordnete und 
ehemalige Bildungsministerin Helen Zille von der oppositionellen Democratic 
Alliance: 
Arme Kinder sitzen in den schwächsten Schulen fest, deren ständig sinkende 
Leistung vorwiegend auf schlechtes Management und schlechten Unterricht 
zurückzuführen ist. Wenn es im Bildungsbereich eine grundlegende Lehre 
gibt, die wir aus den letzten zehn Jahren ziehen können, dann ist es die, dass 
eine Erhöhung der Mittel für schlecht verwaltete, inefﬁziente und inkom-
petente Schulen nicht dazu beiträgt, ihre Qualität zu verbessern. (News24, 
14. August 2005)
Bessere Schulen, die durchschnittliche bis hohe Gebühren verlangen, sind 
gezwungen, ihre Gebühren weiter zu erhöhen, wenn Mittel an arme und leis-
tungsschwache Schulen ﬂießen. 
[...] Dieses Gesetz wird den Zugang zu guten Schulen für arme Kinder noch 
schwerer machen, und somit die Rechte dieser Kinder in grundlegender 
Weise untergraben (News24, 14 August 2005).
Zille zöge eine Schließung armer, leistungsschwacher Schulen sowie eine 
Erhöhung der Zahl der schulgebührenfreien Plätze in Schulen mit besserer Leis-
tung vor, durch die Umwidmung der Mittel an leistungsstärkere Schulen. Dieser 
Ansatz würde bestätigen, was die Schüler bereits praktizieren: Eine Studie aus 
dem Jahr 1999 zeigte eine Abwanderung schwarzer und farbiger Schüler mit 
den erforderlichen Mitteln in ehemals weiße und indische staatliche Schulen 
oder andere leistungsstärkere Schulen, trotz des längeren Schulwegs, den die 
Schüler für diese von ihnen angestrebte bessere Bildungsqualität in Kauf neh-
men müssen (Sekete 2000 in Hofmeyr & Lee 2004, 166).
Dennoch ist dieser Ansatz (der Schließung leistungsschwacher Schulen) 
nur im städtischen Raum eine Möglichkeit, wo sich mehr als eine Schule im 
Umkreis beﬁndet. Eine kürzlich erstellte Studie zeigte, dass im ländlichen Raum 
mehr als eine halbe Million Kinder (565.000) jeden Tag einen Schulweg von 
zwei oder mehr Stunden zur nächsten Schule zurücklegen (Sunday Times, 28. 
August 2005).
Trotz der strikten Haltung der Schulleiter und -lehrer bezüglich der Schulge-
bühren in der jüngsten Vergangenheit haben die meisten öffentlichen Schulen 
keine hohen Einnahmen aus Gebühren: 55% der Schulen nehmen jährlich ins-
gesamt weniger als R 10.000 (US$ 1.700) aus Schulgebühren ein, und nur 15% 
der Schulen berechnen mehr als R 500 (US$ 85) pro Jahr (Roithmayr 2003).
Dennoch verlangen die besten öffentlichen Schulen in Südafrika Gebühren, 
die man in der Vergangenheit nur von Privatschulen erwartet hätte: Öffentli-
che Schulen in den wohlhabendsten Gemeinden berechnen pro Kind R 10.000 
(US$ 1.700) jährlich; viele gute öffentliche Township-Schulen berechnen R 
6.700 (US$ 1.120) jährlich und gute vorstädtische öffentliche Schulen bis zu 
R 15.480 (US$ 2.580) jährlich (Roithmayr 2003). Das folgende Diagramm gibt 
die Höhe der Schulgebühren in zwei Provinzen in Südafrika an. 
Dennoch verschleiert die obige Tabelle die weiterhin bestehenden krassen 
Quelle: Elusive equity: education reform in post-apartheid South Africa, Human Scien-
ces Research Council 2005, Kapitel 7.
Abbildung 7-2: Jährliche Schulgebühren der Secondary Schools, Eastern Cape und 
Western Cape, 2001
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sozioökonomischen und rassischen Unterschiede zwischen den öffentlichen 
Schulen. Die Regierung scheint zwar ihr Ziel erreicht zu haben, in der Zeit nach 
der Apartheid eine Abwanderung der wohlhabenderen Familien, deren Kinder 
ehemals weiße Schulen besuchen, aus dem öffentlichen Schulsystem in Rich-
tung unabhängige Privatschulen zu verhindern. Die folgende von Fiske & Ladd 
zusammengestellte Tabelle zeigt die Schulgebühren und die gewährten Schul-
gebührenbefreiungen von Schulen der Provinz Western Cape auf und schlüsselt 
diese nach ehemals afrikanischen, farbigen und weißen Schulen auf. 
In absoluten Zahlen ist das Ausmaß der Gebührenbefreiungen in weißen 
Schulen mit hohen Gebühren extrem gering (weniger als 6%): Dies bedeutet, 
dass die Mehrheit der Eltern in diesen Schulen sich die Gebühren leisten können. 
Höchstwahrscheinlich ist dies ein Anzeichen für die andauernde Segregation der 
südafrikanischen Bevölkerung nach ihrem Wohnsitz in Übereinstimmung mit 
dem sozioökonomischen Status (siehe Tabelle unten). Daher versorgen bessere 
Schulen mit höheren Gebühren auch weiterhin wohlhabendere Familien. Zusätz-
lich sind die staatlichen Zuschüsse pro Schüler auch nicht, wie man erwarten 
könnte, zu Gunsten der armen Schulen gestaffelt (siehe Tabelle unten). 
Im Jahr 2001 betrugen die durchschnittlichen öffentlichen Ausgaben pro 
Schüler in der Provinz Western Cape ca. R 3.600 für Schüler der Primary School 
(ca. 7-14 Jahre) und ca. R 4.000 für Schüler der Secondary School (ca. 14-
18 Jahre), wobei die pro Schüler verfügbaren öffentlichen Mittel in ehemals 
weißen Schulen etwas höher waren, und dies, obwohl die Schulbestimmungen 
Tabelle 7-1: Prozentsatz der Schüler mit Gebührenbefreiung, Primary und Secondary 
School, nach ehemaligen Rassenkategorien, Western Cape, 2001a
 DET HOR HOA
Scool category (afrikanisch) (farbig) (weiß) Summe
Durchschnittl. Jahresgebühr (Rand)
Primary 45 99 2,077 443
Secondary 105 333 2,701 1,126
Schüler mit Gebührenbefreiung
Primary schoolsb
1 (niedrig) 1,9 (67) 3,6 (159) * 2,5 (226)
2 1,7 (37) 1,7 (188) * 1,7 (225)
3 4,3 (6) 1,9 (219) * 2,1 (225)
4 13,3 (4) 2,3 (218) 10,6 (2) 2,7 (225)
5 (hoch) 0 (1) 1,3 (26) 4,1 (197) 3,7 (226)
Summe 2,5 (115) 2,2 (810) 4,1 (199) 2,5 (1,127)
Secondary schoolsb
1 (niedrig) 0,9 (64) 1,7 (20) 0 (2) 1,1 (68)
2 2,5 (9) 3,6 (56) 0 (1) 3,4 (66)
3 * 4,0 (63) * 4,2 (66)
4 * 3,8 (15) 6,9 (51) 5,9 (66)
5 (hoch) * * 5,1 (65) 5,1 (65)
Summe 1,2 (55) 3,6 (154) 5,7 (119) 3,7 (331)
Quelle: Daten des Bildungsministeriums Western Cape
Quelle: Elusive equity: education reform in post-apartheid South Africa, Human Sci-
ences Research Council 2005, Kapitel 7
Tabelle 7-3: Ressourcen der Secondary Schools, nach ehemaligen Rassenkategorien, 
Western Cape, 2001
Ungewichtetes Mittel der Schularten, wenn nicht anders angemerkt
 DET HOR HOA HOA
Resource (afrikan.) (farbig) (indisch) (weiß) Summe
Pro Schüler (Rand)
Jährliche Schulgebühr 105 333 283 2,701 1,126
Summe öffentl. Mittel pro Schüler 3,402 3,972 3,803 4,419 4,034
Lehrer und Qualiﬁkationena
SGB-Lehrer pro Schuleb 0,13 0,94 0,67 5,96 2,60
SGB-Lehrer in Prozent  0,4 3,0 2,5 29,5 9,4
der staatl. bezahltem Lehrer
Schüler pro staatl. bezahltem Lehrer  33,6 33,2 35,3 32,4 33,1
Durchschnittl. Qualiﬁkation 13,83 14,10 14,17 14,48 13,30
% unqualiﬁzierter Lehrer 2,6 0,8 1,2 0* 0,9
Quelle: Daten des Bildungsministeriums Western Cape
0* = weniger als 0,1 %
a.  Die Lehrerqualiﬁkationen wurden auf einer Skala von 10 bis 17 gemessen, wobei 
10 den Schulabschluss der Secondary School bezeichnet und die weiteren Zahlen 
die zusätzlichen Ausbildungsjahre. Als qualiﬁzierter Lehrer gilt, wer die Schulab-
schlussprüfung bestanden und drei weitere Ausbildungsjahre absolviert hat (13 
= 10 + 3).
b.  Gewichtetes Mittel, berechnet als Summe aller Lehrer, die von den Schulverwal-
tungsräten (SGB) eingestellt wurden, geteilt durch die Zahl der Schulen.
Quelle: Elusive equity: education reform in post-apartheid South Africa, Human Scien-
ces Research Council 2005, Kapitel 7.
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für die Geschäfts- und Schuljahre 2000 und 2001 im Bezug auf die Mittelzu-
weisung verlangen, dass die Schulbehörden über ein Ranking der Schulen von 
der ärmsten zur reichsten Schule den armen Schulen verstärkt Mittel zukom-
men lassen. Als Indikatoren dienen hier die Armut der Gemeinde, in der sich 
die Schule beﬁndet, und die Bedingungen der Schule selbst. Die Werte dieser 
beiden Faktoren werden zu einem Armutsindex zusammengefasst, und die 
daraus folgende Mittelverteilung hängt von der Position der Schule nach dem 
Armutsindex ab: 60% der verfügbaren wiederkehrenden Sachmittel müssen 
an die 40% ärmsten Schulen auf dieser Liste gehen. Dennoch schließt diese 
Politik Kapitalkosten und Ausgaben für Lehrende aus, die grundlegend für die 
Mittelungleichheit unter den Schulen sind (Fiske & Ladd 2005). 
Teure öffentliche Schulen proﬁtieren somit weiterhin sowohl von staatli-
chen Zuschüssen als auch von Einkünften aus Schulgebühren. Diese Tatsache 
wird in Tabelle 7.3 aufgezeigt, die die Gesamtmittel den Sachmitteln gegen-
überstellt. Fiske & Ladd (2005) bemerken darüber hinaus, dass die Tabelle, da 
sie die Studiengebühren pro Schüler angibt und nicht die tatsächlich einge-
nommenen Gebühren, die realen Unterschiede zwischen den Einkünften der 
unterschiedlichen Schultypen aus Studiengebühren noch unterschätzt. Denn 
ehemals weiße Schulen haben es bei der Eintreibung der Gebühren leichter. 
Gebührenbefreiungen belaufen sich, obwohl sie an den ehemals weißen Schulen 
üblicher als an anderen Schulen sind, doch auf einen sehr geringen Prozentsatz 
(weniger als 6%). 
Während reiche öffentliche Schulen seit 2000 weiterhin auf eine gesunde 
Finanzierung zurückgreifen können, erhalten unabhängige Schulen, deren Ge-
bühren mehr als 2,5 mal höher liegen als die durchschnittlichen Schulgebühren 
und Pro-Kopf-Standardausgaben der öffentlichen Schulen in der jeweiligen 
Provinz, keinerlei Zuschüsse. Unabhängige Schulen, deren Gebühren unter 
dieser Schwelle liegen, erhalten weiterhin Zuschüsse, die maximal 60% der 
durchschnittlichen Pro-Kopf-Sachausgaben in den öffentlichen Schulen der 
jeweiligen Provinz betragen (Fiske & Ladd 2005). 
Fiske & Ladd folgern: 
Wie unsere Analyse zeigt, hielt die Politik der Schulgebühren die meisten 
Schüler aus der Mittelschicht tatsächlich erfolgreich in den öffentlichen 
Schulen. [...] Gebühren haben zu einer Umverteilung der Schüler auf die 
Schulen geführt und die gesellschaftliche Schicht beginnt Rasse als primäre 
Determinante für den Zugang zu den ehemals weißen Schulen zu ersetzen. 
Darüber hinaus haben Schulgebühren nicht zu einer Ressourcenerhöhung 
für die Schulen, die historisch von benachteiligten Schülern besucht wer-
den, geführt; stattdessen haben sie die Vorteile der ehemals weißen Schulen 
noch verstärkt (Fiske & Ladd 2005).
In diesem Umfeld könnte man nun erwarten, dass das unabhängige Schul-
wesen, das traditionell Schülern aus reichen, vorwiegend weißen Familien zur 
Verfügung stand, in den vergangenen zehn bis fünfzehn Jahren geschrumpft 
wäre. Tatsächlich haben die unabhängigen Schulen ihren Anteil am Schulsys-
tem jedoch verdreifacht. Im Jahr 1988 betrug ihr Anteil am gesamten Schul-
angebot Südafrikas 1%. Seit 1990 ist der Anteil der unabhängigen Schulen 
am Schulangebot auf ca. 3,2% gewachsen, wie aus einer anderen Studie des 
Human Sciences Research Council (HSRC) hervorgeht (Du Toit 2003). Darüber 
hinaus sind Schulen mit geringen bis durchschnittlichen Schulgebühren für 
den Löwenanteil dieses Wachstums verantwortlich, deren Klientel vorwiegend 
nichtweiße Familien sind: 
Da in der Vergangenheit benachteiligte Schüler (d. h. nicht-weiße Schüler) 
jetzt mehr als 70% stellen und mehr als die Hälfte der unabhängigen Schulen 
erschwingliche Gebühren erheben, spiegelt das private Schulwesen das Proﬁl 
der südafrikanischen Bevölkerung detailgetreuer wieder (Du Toit 2003, 1).
Tatsächlich ist die Rassenintegration in unabhängigen Schulen ungefähr so 
ausgeprägt (oder eher unausgeprägt) wie in den öffentlichen Schulen: Insbe-
sondere vorwiegend von Farbigen und Indern besuchte unabhängige Schulen 
haben eine etwas ausgewogenere Rassenverteilung als die ehemals farbigen 
und indischen öffentlichen Schulen. Vorwiegend von Afrikanern und Weißen 
besuchte Schulen verzeichnen eine etwas geringere Rassenintegration als ihre 
öffentlichen Pendants. Nur die ehemals weißen öffentlichen Schulen verzeich-
nen einen deutlicheren Trend zur Rassenintegration, aber sie haben noch immer 
58,6% weiße Schüler und werden, wie oben ausgeführt, vorwiegend von Schü-
lern besucht, deren Familien sich die hohen Schulgebühren leisten können. 
Integration in unabhängigen Schulen
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Tatsächlich ist eine Dekade nach dem Ende der Apartheid die mangeln-
de Rassenintegration in den Schulen allgemein bemerkenswert. Afrikanische 
Schüler in afrikanischen Schulen, seien diese nun öffentlich oder unabhängig, 
erleben in ihrem Schulalltag fast keine Vielfalt. Fiske & Ladd bemerken zu den 
öffentlichen Schulen:
Obwohl ehemals weiße Schulen nun Schüler anderer Rassen zulassen müs-
sen, besuchen die meisten afrikanischen und farbigen Schüler weiterhin Schu-
len, die im Grunde genommen rein schwarze Schulen sind. Diese Beobachtung 
sollte niemanden überraschen. Insbesondere in Provinzen wie Eastern Cape, wo 
weiße Schüler einen Bruchteil aller Schüler stellen, wird Rassenintegration nie 
mehr als eine geringe Rolle bei der Bewertung der Qualität der Bildungsmög-
lichkeiten schwarzer Schüler spielen. Selbst in der Provinz Western Cape, wo der 
Anteil weißer Studenten höher ist (ca. 10% in der Primary School und 16% in 
der Secondary School), wird der entscheidende Faktor für die Bildungschancen 
und -erfolge schwarzer Schüler die Qualität der Schulen sein, die früher von 
Afrikanern und Farbigen besucht wurden (Fiske & Ladd, 2005).
Aber die unabhängigen Schulen spiegeln nun nicht nur die demogra-
phischen Gegebenheiten des Landes und der öffentlichen Schulen genauer 
wieder, mehr als die Hälfte (53%) der unabhängigen Schulen berechneten im 
Jahr 2003 weniger als R 6.000 (US$ 1.000) jährlich: geringere Gebühren als 
an „guten“ öffentlichen Schulen. Was ist der Grund für dieses Wachstum der 
unabhängigen Schulen mit geringen Schulgebühren? 
Die Nachfrage scheint teilweise auf den Mangel an angemessenen Schul-
angeboten mit entsprechender Qualität im öffentlichen Schulbereich zurück-
zuführen zu sein: Einzelbeispiele weisen auf ein starkes Wachstum der Zahl 
der nicht registrierten Schulen hin, das auf das unzureichende Schulangebot 
zurückzuführen zu sein scheint. 
Der doppelte Druck von Schulgebühren und Mangel an Schulplätzen in 
den Schulen hat in einigen Fällen Eltern motiviert, ihre eigenen Schulen zu 
gründen, um die Nachfrage zu befriedigen. Es liegen uns keine verlässlichen 
quantitativen Daten über die vollen Ausmaße dieses Phänomens vor, aber Du 
Toit schätzt die Zahl der nicht registrierten Schulen im Land auf 2.000-3.000, 
zusätzlich zu den 1.287 registrierten unabhängigen Schulen (Du Toit 2003).
Julia Frielinghaus hat zwei Beispiele für dieses Phänomen untersucht, die 
die Entstehung dieser Schulen illustrieren. In der informellen Siedlung Sunrise 
Park in der Nähe von Rustenburg in der Provinz North West werden 298 Kinder, 
denen die Zulassung zur nahe gelegenen Paardekraal Secondary verweigert 
wurde, nun in einer baufälligen Zionistenkirche unterrichtet. Die Phuthaditjaba 
Community Development School verfügt über:
Integration in unabhängigen Schulen
Karte 3: Registrierte unabhängige Schulen in Südafrika
Datenquelle für diese Karte: Du Toit (2003)
Unabhängige Schulen
Verteilung auf die
420 bis 420 (1)
182 bis 92 (2)
95 bis 182 (2)
66 bis 95 (2)
32 bis 66 (2)
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„einen Raum, das Dach ist undicht und die Fenster zerbrochen, aber die un-
bezahlten Lehrer sind fest entschlossen weiterzumachen, da sie wissen, dass 
die Kinder ohne ihre Anstrengungen überhaupt keine Schulbildung erhalten 
würden.“ (Frielinghaus, 2004).
Einigen inofﬁziellen Schulen gelingt es, entsprechende Räumlichkeiten 
und die Ressourcen für einen richtigen Unterricht aufzubringen. Die Peoples‘ 
Power Secondary School in Khayelitsha in der Nähe von Kapstadt bietet z. B. 
Unterricht für 1.800 Schüler, die aus anderen Schulen ausgeschlossen wurden. 
Die Schule arbeitet vom Gemeindezentrum Andile Nhose Community Centre 
aus und hat somit Zugang zu angemessenen Räumlichkeiten, und die Kinder 
sind zumindest nicht Wind und Regen ausgesetzt. Die Schule hat auch Com-
puter und andere Geräte als Spende erhalten. Die 18 Lehrer haben jedoch seit 
Schuleröffnung Anfang 2004 keine Zahlungen erhalten (Frielinghaus, 2004). 
Der langfristige Bestand solcher Schulen ist daher fraglich.
Wie die meisten von Eltern initiierten Schulen sind weder die Peoples‘ Po-
wer Secondary School noch die Phuthaditjaba Community Development School 
registriert. Beide Schulen haben zahlreiche Anstrengungen unternommen, um 
formal anerkannt zu werden. Aber beiden Einrichtungen wurde beschieden, 
sie könnten nicht registriert werden, und die Kinder müssten anderswo un-
tergebracht werden. Die größte Hürde für diese von Eltern initiierten Schulen 
ist, nach Aussage der Schulen, nicht das Anwerben von Lehrern oder Schülern 
oder die Anmietung von Schulräumen, sondern die ofﬁzielle Betriebserlaubnis 
(Frielinghaus, 2004).
Die Bildungsministerien der Provinzen legen die Anforderungen für die 
Registrierung als unabhängige Schule fest und können eine nicht-öffentliche 
Schule auch in eine öffentliche Schule umwandeln. 
„Die Anforderungen sind normalerweise ziemlich hoch gesteckt, wie forma-
le Räumlichkeiten, so dass z. B. arme Eltern aus den Townships ihnen kaum 
genügen können.“ (Frielinghaus, 2004).
Aber das Wachstum der unabhängigen Schulen mit geringen Schulgebühren 
ist nicht nur auf Elterninitiativen aufgrund des Mangels an Plätzen in öffent-
lichen Schulen zurückzuführen, sondern auch auf eine verstärkte Nachfrage 
nach Qualität. 
Kürzlich wurden Schulen untersucht, die vom katholischen Bildungsins-
titut Catholic Institute for Education (CIE) gegründet wurden, das seit vielen 
Jahren unabhängige Schulen in Südafrika betreibt. In den 70ern wandte sich 
das CIE gegen die Bildungsgesetze der Apartheid, indem Schüler aller Rassen 
zu den katholischen Schulen zugelassen wurden. Das CIE unterhält im Moment 
95 unabhängige Schulen, von denen sich die Hälfte in ländlichen Gegenden 
oder in Townships beﬁndet. Ca. 30% dieser Schulen berechnen eine jährliche 
Schulgebühr von weniger als R 1.000 und ca. 35% berechnen weniger als R 
10.000 (Rassool, 2004).
Rassool beschreibt eine dieser Schulen: Khanyisa High wurde im Jahr 
1994 in der stadtnahen Gemeinde Payne‘s Farm (im Volksmund als KwaPa-
yne bekannt) in Umtata gegründet. Die Arbeit in Khanyisa High begann mit 
96 Schülern in der 8. Klasse, die die Schulgebühren für andere Schulen nicht 
aufbringen konnten. Zwei Hauptkriterien entschieden über die Teilnahme am 
Unterricht: Die Schüler wurden nicht aufgrund ihrer Leistungen ausgewählt 
(in anderen Worten: es gab keinen Einstufungs- oder einen Zulassungstest bei 
Schulbeginn) und Mathematik war Pﬂichtfach (Rassool 2004).
Die Eltern von Schülern der Khanyisa High zahlen eine Jahresgebühr von 
R 2.000 in vier Raten von je R 500, aber 50 bis 60 Schüler - ein Viertel der 
Schülerschaft insgesamt - zahlen keine Schulgebühren. Seit 2001 unterstützt 
die Schulbehörde der Provinz Eastern Cape die Schule mit Zuschüssen (ca. 
R 1.000 pro Schüler). Im Jahr 1995 gelang es der Schule den Betrag von R 
250.000 aufzubringen, um fünf Schulräume zu bauen. Seitdem ist die Schule 
stark gewachsen. Kürzlich wurden 17 zusätzliche Klassenräume, zwei Wissen-
schaftslabore, ein Computerlabor mit 31 Computern, ein Verwaltungsgebäude 
und ein Saal gebaut (Rassool 2004).
Ende 1996 bestanden nur zwei der ersten 58 Schüler am Ende ihrer 
Schullaufbahn das südafrikanische Abschlussexamen, das Senior Certiﬁcate, 
nicht. Die Schule weist konsistent hervorragende schulische Leistungen ihrer 
Schüler nach, mit 15 Auszeichnungen in Mathematik in der Abschlussprüfung 
im vergangenen Jahr. Jedes Jahr beginnen fünf bis sechs Schüler ihr Medizin-
studium an einer der Universitäten Südafrikas (Rassool 2004).
Edu-College, eine unabhängige Schule mit mittleren Gebühren, deren 
Räume sich in einigen alten Bürogebäuden unter der N2-Autobahn im Zen-
trum von Port Elizabeth beﬁnden, wurde ebenfalls im Jahr 1994 gegründet. 
Die Schule begann mit samstäglichem Förderunterricht für Schulkinder als 
Teil einer bereits bestehenden Lizenz. Nach acht Jahren verfügte die Schule 
über Förderklassen, Vorschule, Primary School und Highschool sowie berufs-
bildende Kurse in Hotelmanagement, Informationstechnologie und Touristik 
(Frielinghaus, 2004).
In den vergangenen Jahren bestanden 100% der Schüler die Abschlussprü-
fungen. Die Schule erhält Zuschüsse von bis zu R 400.000 von Regierung und 
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privaten Spendern, aber der Großteil der Schulmittel stammt aus Gebühren, 
die sich auf einen monatlichen Betrag von R 450 bis R 490 für Primary School 
und Highschool belaufen. Insbesondere für Schüler mit besonderer Begabung 
stehen Stipendien zur Verfügung. So sind unter den Schülern mit Vollstipendi-
um 16 internationale Jungfußballer. Edu-College bietet Aktivitäten außerhalb 
des Lehrplans an, wie eine Blaskapelle, die von einem ehemaligen Mitglied des 
Symphonieorchesters Kapstadt geleitet wird, eine breite Auswahl an Sportarten 
und ein Computerlabor. 
Ein weiterer Trend im Bereich der unabhängigen Schulen sind Programme, 
im Rahmen derer reiche unabhängige Schulen ärmere Schulen unterstützen. 
Hofmeyr & Lee (2004) berichten, dass die meisten unabhängigen Schulen 
enge Verbindungen zu benachteiligten Gemeinden geknüpft haben: 64% der 
unabhängigen Schulen unterhalten Partnerschafts- und Förderprogramme für 
unterversorgte unabhängige oder öffentliche Schulen. 
Ann Bernstein (2004) beschreibt ein Beispiel hierfür: 
Ein Beispiel hierfür ist eine Initiative, die mit eigenen Mitteln von der Pri-
vatschule St. Mary‘s School for Girls in Waverley, Johannesburg, umgesetzt 
wurde. Die Schule bot vor Ort Unterricht in Mathematik und Naturwissen-
schaften für Schüler aus Alexandra an. Fast 150 Schüler aus den Klassen 9 bis 
12 von fünf Schulen aus Alexandra nahmen dieses Angebot für mindestens 
8,5 Stunden pro Woche wahr. Sie erhielten Förderunterricht in Mathematik, 
Naturwissenschaften, Buchhaltung und Englisch sowie Computerunterricht. 
Die Erfolgsraten waren in den einzelnen Jahren unterschiedlich, aber ca. 85% 
- 96% der teilnehmenden Schüler bestanden die südafrikanische Schulab-
schlussprüfung in Mathematik (Senior Certiﬁcate). Im Jahr 2002 hatten die 
beiden besten Mathematikschüler der Alexandra High School, die das Fach 
als Standard Grade ablegten, an den Förderprogrammen teilgenommen. Alle 
fünf in Mathematik ausgezeichneten Schüler der East Bank High School hat-
ten an den Förderprogrammen teilgenommen, und die Mehrheit der Schüler 
an den Nachbarschulen, die Höchstleistungen erbrachten, nahmen das Pro-
gramm von St. Mary‘s wahr (Mail & Guardian, 8. Dezember 2004).
Ein weiteres Beispiel aus Kapstadt:
Die Leap Maths and Science School in Western Cape ist auf Schüler in der 
Berufsausbildung oder Weiterbildung ausgerichtet. Diese Schule zieht mo-
mentan 80 Schüler aus den umliegenden Townships des Kaps an, die nur 
eine mangelhafte Schulbildung vorweisen können. Die Schule nutzt die 
Ressourcen des Diocesan College (auch als Bishops bekannt) mit und bietet 
einen verlängerten Schultag bis 17.00 Uhr unter der Woche und zusätzlichen 
Samstagsunterricht, um den Kontakt mit den Schülern zeitlich möglichst 
auszudehnen. Die Nachmittage werden auf dem Campus des Diocesan Colle-
ge verbracht, wo die Schüler die Labore, die Bibliothek und das Schulgelände 
nutzen können. Die Schüler der Leap Maths and Science School zahlen die-
selben Schulgebühren, die sie an einer öffentlichen Schule zahlen würden. 
Und diese Gelder ﬂießen zurück in die früher besuchten Townshipschulen, 
denen ebenfalls die Infrastruktur zugute kommt, da die Leap Maths and 
Science School ihre Ressourcen auch gemeinsam mit diesen Schulen nutzt 
(Broschüre der Leap Maths and Science School).
Und in Mpumulanga:
Das Penryn College in Mpumulanga, das selbst mit Mitteln des St. Stithians 
College in Johannesburg entstand, unterstützt 725 Partnerschulen und mehr 
als 200.000 Schüler über sein Penreach-Programm (Hofmeyr 2004).
Trotz der Innovationen in diesem Bereich und des beobachteten Wachs-
tums des Privatschulwesens deuten die verfügbaren Daten auf eine Stagnation 
dieses Wachstums hin. Die Mehrzahl der bestehenden registrierten unabhängi-
gen Schulen wurde in der Zeit zwischen 1994 und 1999 gegründet, wobei der 
Höchststand im Jahr 1999 von einem scharfen Rückgang der Registrierungen 
gefolgt wurde. 
Dies mag mit der Reduzierung der Regierungszuschüsse für unabhängige 
Schulen im Jahr 1998 zusammenhängen. Weniger als 0,38% des Bildungs-
Quelle: Independent Schooling (Du Toit 2003) 16 HRD Review HSRC Press, 2003
Abbildung 1: Registrierung zusätzlicher unabhängiger Schulen pro Jahr nach Schul-
gebührenkategorie, 1990-2001
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haushalts Südafrikas für 2005/06 (R 67.465 Mio.) ﬂießen in Zuschüsse an 
unabhängige Schulen (R 253 Mio.), während 83% (R 56.083 Mio.) an normale 
öffentliche Schulen gehen. Weniger als 0,5% des Betrags, der an die öffent-
lichen und die unabhängigen Schulen zusammen geht, ﬂießt an unabhängige 
Schulen, und dennoch kommen sie für 3% des Schulangebots Südafrikas auf. 
Dennoch ist eindeutig, dass es eine Nachfrage nach mehr und besseren 
Schulangeboten insbesondere für die Armen gibt und dass die Bildungserfol-
ge der öffentlichen Schulen noch viel zu wünschen übrig lassen. Fiske & Ladd 
unterstreichen die fortgesetzten Ungleichheiten in ihrer Analyse der Bildungs-
ergebnisse in Südafrika - und auch die weiterhin mangelhafte Qualität der 
Mehrheit der öffentlichen Schulen.
Unsere Analyse dieser drei Meßgrößen für den Bildungserfolg (Abbrecher-
quote, Kursbesuch und Leistung bei der Abschlussprüfung Senior Certiﬁca-
te) zeigt, dass Südafrika sich bei seinen Bemühungen, schwarzen Schülern 
eine angemessene Bildung zukommen zu lassen, noch großen Herausfor-
derungen gegenüber sieht. Obwohl viele schwarze Schüler, die nun ehemals 
weiße Schulen besuchen, eindeutig Zugang zu besserer Schulbildung haben 
als während der Zeit der Apartheid, stellen sie doch nur einen Bruchteil der 
Gesamtheit der Schüler.
Abbildung 9-1: Schüler nach Klasse und Rasse, Eastern Cape, 2001
This graph above 
shows the extent 
to which the enrol-
ment of black and 
Coloured children 
in school rapid-
ly decreases with 
increasing grade in 
the Eastern Cape.
Quelle: Daten des Bildungsministeriums Western Cape
Abbildung 9-2: Wiederholerraten nach Klassen und ehemaligen Rassenkategorien, 
Western Cape, 2001
This graph above 
shows the high 
repetition rates for 
black and Colou-
red learners in the 
Western Cape.
Quelle: Daten des Bildungsministeriums Western Cape
Leider weisen die Daten des obigen Abschnitts in keiner Instanz auf eine 
umfassendere Verbesserung der Bildungserfolge der großen Mehrheit der zu-
vor benachteiligten Schüler hin. Selbst in der Provinz Western Cape, die bei 
der Schulabschlussprüfung im Vergleich mit anderen Provinzen sehr hohe Er-
folgsraten verzeichnen kann, erzielen Schüler in ehemals schwarzen Schulen 
weiterhin nur sehr mangelhafte Ergebnisse, sowohl was die Abbrecherquoten 
als auch die Erfolgsraten bei der Schulabschlussprüfung angeht (Fiske & Ladd, 
2005 Kapitel 9).
Eine Reihe von Diagrammen, die Fiskes Analyse stützen, sind unten wieder-
gegeben und zeigen die hohen Abbrecherquoten schwarzer Schüler, ihre hohen 
Wiederholerraten und ihre geringe Beteiligung an den Schulabschlussprüfungen 
in der 12. Klasse sowie die stagnierende Erfolgsrate bei den Schulabschlussprü-
fungen für die öffentlichen Schulen in der Provinz Western Cape, einer Provinz, 
die im Allgemeinen bessere Leistungen erbringt als die meisten anderen Provin-
zen.  Die Graﬁk links zeigt, dass die Schulbesuchsraten schwarzer und farbiger 
Kinder in den höheren Klassen in der Provinz Eastern Cape rasch sinken.
Die Graﬁk unten zeigt die hohen Wiederholerraten schwarzer und farbiger 
Schüler in der Provinz Western Cape.
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Das Diagramm unten zeigt den jüngsten Rückgang der Zahl der Kandida-
ten, die an der Schulabschlussprüfung in der 12. Klasse teilnehmen. Trotz der 
scheinbaren Verbesserung der Erfolgsraten (siehe Graﬁk unten) ist absolute 
Zahl der Schüler, die pro Jahr bestehen, in den vergangenen Jahren gesunken, 
wobei die Werte von 1994 nie übertroffen werden konnten. 
Im Jahr 2000 lag dem südafrikanischen Bildungsministerium zufolge die Er-
folgsrate bei der Schulabschlussprüfung in ca. 499 Schulen unter 20% (National 
Report on the Performance of Individual Schools in the 2000 Senior Certiﬁcate 
Examinations). Bei den Abschlussprüfungen in den Fächern Mathematik und 
Naturwissenschaften sieht es noch düsterer aus.
Eine Studie des Centre for Development & Enterprise (CDE) hat ergeben, dass 
Südafrika sich einer nationale Krise in den Fächern Mathematik und Natur-
wissenschaften bei den anspruchsvolleren Higher-Grade-Prüfungen gegen-
über sieht. Das Ausmaß dieser Krise kann durch die folgenden statistischen 
Daten illustriert werden: Zwischen 1991 und 2003 sank die Zahl der Schü-
ler, die diese Fächer für die Higher-Grade-Prüfung wählten, um 32,95% [...] 
Nur 23,42% aller Absolventen, die Mathematik als Higher-Grade-Prüfung 
ablegten, waren afrikanischer Herkunft. Ein Fünftel der Secondary Schools 
bot Mathematik überhaupt nicht an und nur die Hälfte aller Schulen als 
Higher-Grade-Prüfung. Von den Schulen, an denen Mathematik angebo-
ten wurde, erreichten ein Drittel nur Erfolgsraten von 0%-19%. (Financial 
Mail, 4. Februar 2005).
Zehn Jahre nach dem Ende der Apartheid haben die öffentlichen Schulen bei 
der Ausmerzung der Bildungsungleichheiten der Apartheid versagt (und sie evtl. 
sogar noch verstärkt). Außerdem ist es ihnen nicht gelungen, die Gesamtzahl 
der Schüler, die die Schule nach der 12. Klasse erfolgreich mit der südafrika-
nischen Schulabschlussprüfung, der „Matric“, abschließen, zu erhöhen. 
Es ist fraglich, ob die öffentlichen Schulen jemals eine qualitativ hochwer-
tige, gerechte Schulbildung bieten können. James Tooley kommentiert dies in 
seiner umfangreichen Studie über Schulen für Arme in Entwicklungsländern 
wie folgt:
Wenn ich meine Ergebnisse über die „private Alternative“ in der Bildung 
auf Konferenzen und Seminaren vorstelle, dann bekomme ich manchmal 
selbst von denen, die mit meiner Arbeit sympathisieren, zu hören: „Das mag 
für die Mittelschicht funktionieren, aber sicher nicht für die Armen. Und 
die Entwicklungsländer? Da wird das sicherlich nicht funktionieren.“ Nein, 
generell wird davon ausgegangen, dass in der Schulbildung für Arme das 
Abbildung 9-4: Erfolgsrate bei Abschlussprüfung, 1979-2001 Abbildung 9-5: Kandidaten für Abschlussprüfung und erfolgreiche Prüﬂinge, 1979-
2001
Quelle: South African Institute of Race Relations (2001, S. 156) Quelle: South African Institute of Race Relations (2001, S. 156)
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Privatschulwesen keine Rolle spielen kann und dass seine Förderung ihre 
Bildungschancen nur beeinträchtigen würde. [...] Meiner Erfahrung zufolge 
ist dies das Fazit für die meisten Menschen, die überhaupt einen Gedanken 
daran verschwenden. Gerechtigkeit, oder eines der populären annähernden 
Synonyme dieses Wortes, wie Chancengleichheit oder einfach nur Gleich-
heit, ist der Hauptgrund, aus dem das Eingreifen des Staats in die Bildung 
gerechtfertigt ist. [...] Ich ﬁnde die Überzeugung, der Staat könne für Ge-
rechtigkeit in der Bildung sorgen, rührend naiv, wenn man die bisherigen 
Erfolge des Staats in diesem Bereich betrachtet[...]. In den Industrieländern 
sehen wir die krassen Unterschiede in Qualität und Standard der staatli-
chen Schulen in Vierteln der Mittelschicht im Vergleich zu Arbeitervierteln. 
[...] (Tooley 2003)
Die Daten aus Südafrika bezüglich der Erfolge der Regierung beim Versuch, 
Gerechtigkeit und Qualität in die Schulen zu tragen, lassen Tooleys Zynismus 
auch hier sicherlich gerechtfertigt erscheinen. Öffentliche Schulen funktionie-
ren häuﬁg schlechter, als sie sollten, gerade weil sie öffentliche Schulen sind 
und aufgrund des Phänomens, das Sol Stern als „perverse Belohnungen“ des 
öffentlichen Schulwesens bezeichnet hat:
Wenn das Monopol funktionieren würde, d. h. allen Kindern des Staates eine 
qualitativ gute Ausbildung zu gewährleisten, dann gäbe es keine Bildungs-
krise, und die Schulwahl über Gutscheine wäre irrelevant. Aber es ist ja nun 
ein offenes Geheimnis, dass in vielen Gegenden des Bundesstaats (New York) 
das Geld des Steuerzahlers direkt aus dem Fenster geworfen wird. [...] Zum 
Beispiel das Problem der versagenden Schulen. Wenn Privatschulen versa-
gen, dann tragen die unzufriedenen Eltern ihre Schulgebühren eben zu einer 
anderen Schule, und die versagende Schule muss reagieren, indem sie besser 
wird oder schließt. Im öffentlichen Schulwesen wird Versagen perverserweise 
jedoch auch noch belohnt. Nicht nur wird nie jemand entlassen und niemals 
eine Schule geschlossen, sondern das Versagen wird als Begründung für die 
Schaffung von noch mehr Arbeitsplätzen in diesem Bereich verwendet [...] 
(Sol Stern, zitiert nach Bernstein 2003).
Im Rahmen der südafrikanischen Arbeitsgesetzgebung können Bewerber auf 
eine Lehrerstelle an einer öffentlichen Schule, die den Posten nicht bekommen, 
Widerspruch einlegen, wenn sie mit dem Ergebnis des Besetzungsverfahrens 
nicht zufrieden sind. Während der ersten 18 Monate nach Amtsantritt der ehe-
maligen Bildungsministerin der Provinz Western Cape, Helen Zilles, musste ihr 
Ministerium, nach eigenen Angaben ca. 1.000 Streitfälle lösen. Sie schätzt ca. 
60% dieser Widerspruchsverfahren als vollkommen unbegründet ein. 
Diese Auseinandersetzungen sind eine ungeheure Zeit- und Geldverschwen-
dung. Manchmal können diese Verfahren eine ganze Schule zum Stillstand 
bringen. [...] Jeder Tag im Bildungsbereich zeigt mir einmal mehr, wie hin-
derlich die Auswirkungen unserer Arbeitsgesetzgebung sind. (Helen Zille, 
Focus 16, November 1999). 
Lehrer in Südafrika sind in hohem Maße gewerkschaftlich organisiert: Im 
Jahr 2001 waren von den 354.201 Lehrer in Südafrika 97% Gewerkschafts-
mitglieder - und die zuständigen Gewerkschaften verfolgen die Einhaltung der 
Gesetze im öffentlichen Dienst und der Arbeitsgesetzgebung allgemein mit 
Argusaugen. Obwohl dies für gewöhnlich in integrer Weise geschieht, gibt es 
Individuen, die die Schulen schädigen. 
Es ist mir wichtig, hier zu unterstreichen, dass die Lehrergewerkschaften im 
Fall Bonga angemessen gehandelt haben, indem sie die Rechtsstaatlichkeit 
verteidigt haben. Als der Lehrer, der nicht befördert wurde, das Ergebnis der 
Mediation nicht akzeptieren wollte, haben die Lehrergewerkschaften mei-
ne harte Linie unterstützt, und ich denke, sie haben das mit aller Integrität 
getan (Helen Zille, Focus 16, November 1999).
Nur ernsthafte Verfehlungen scheinen für Lehrer im öffentlichen Dienst 
auch ernsthafte Folgen zu zeitigen. Im Jahr 2004 wurden ca. 269 Lehrer ent-
lassen, und 187 erhielten letzte Abmahnungen für schwere Verstöße, darunter 
49 für Vergewaltigung und sexuellen Missbrauch (Sunday Times, 28. August 
2005). Die 61 Lehrer, die 12.-Klässlern im Rahmen der Abschlussprüfungen 
die Prüfungsantworten zuspielten oder ihnen anderweitig halfen zu betrügen, 
erhielten hingegen nur eine Geldstrafe von R 3.000 - und sie wurden nicht der 
Aufgabe enthoben, auch in Zukunft die Prüfungsaufsicht zu führen, was just 
ihre Aufgabe in den Betrugsfällen gewesen war (Mail & Guardian, 16 August 
2005). 
Probleme mit unentschuldigter Abwesenheit von Lehrern in öffentlichen 
Schulen, insbesondere Schulen mit geringen Schulgebühren, waren so gravie-
rend, dass ein Anwesenheitsregister für Lehrer in den Schulen nun die Regel 
ist. Im Juli ergab eine Stichprobenüberprüfung des Bildungsministeriums der 
Provinz Western Cape an einer Schule, dass 30 der 52 Lehrer bei Schulbeginn 
um 8.00 Uhr nicht anwesend waren (Media Release, Ofﬁce of the MEC for 
Education Western Cape, 21. Juli 2004). Im Vergleich dazu sind die Lehrer in 
unabhängigen Schulen direkter rechenschaftspﬂichtig. Dies spiegelt sich auch 
in einem von der indischen Regierung in Auftrag gegebenen Bericht wider, den 
Tooley diskutiert:
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Die indische Regierung ﬁnanzierte kürzlich den PROBE-Bericht (Public Re-
port on Basic Education in India) (The Probe Team, 1999), der eine nützliche 
Übersicht über die relativen Verdienste der öffentlichen und privaten Schulen 
für die Armen bietet. [...] Private Schulen, so der Bericht, waren erfolgreich, 
weil sie direkter zur Rechenschaft gezogen wurden:
Diese Eigenschaft der Privatschulen zeigt, was für eine grundlegende Rolle 
die Rechenschaftspﬂicht im Schulwesen spielt. In einer Privatschule sind 
die Lehrenden dem Manager - der sie entlassen kann - gegenüber rechen-
schaftspﬂichtig und dadurch auch den Eltern gegenüber - die ihre Kinder 
von der Schule nehmen können. In einer staatlichen Schule ist die Kette der 
Rechenschaftspﬂicht viel schwächer, da die Lehrenden eine unbefristete 
Stelle haben, bei der Gehalt und Beförderungen nicht von ihrer Leistung ab-
hängig sind. Die große Mehrheit der Eltern nimmt diesen Unterschied sehr 
genau wahr. (64) [...] Vom Standpunkt der Eltern aus ist der Hauptvorteil der 
Privatschulen, dass die Lehrenden dort, aufgrund der stärker ausgeprägten 
Rechenschaftspﬂicht, aktiver sind. Dies wird vom PROBE-Bericht bestätigt 
(102) (Tooley 2001, 171).
Hofmeyr & Lee (2003) zeigen auf, dass die weit verbreitete Annahme, 
Lehrende unabhängiger Schulen erhielten ein höheres Gehalt als Lehrende an 
öffentlichen Schulen, falsch ist. In der Tat weisen Daten der Independent Schools 
Association (ISASA), einem Schulverband, in dem u. a. alle Schulen mit hohen 
Gebühren organisiert sind, nach, dass das durchschnittliche Nettojahresgehalt 
eines Lehrenden ihrer Schulen bei R 86.000 liegt. 
Ein ähnlich qualiﬁzierter Lehrender an einer öffentlichen Schule würde nur 
etwas mehr als R 80.000 mit nach Hause nehmen, aber zusätzlich Wohngeld, 
medizinische Unterstützung und ein 13. Monatsgehalt erhalten, so dass sich 
das Gesamtpaket auf R 115.000 im Vergleich zu R 112.000 an unabhängigen 
Schulen beläuft (Hofmeyr & Lee 2003).
Darüber hinaus überleben die meisten Schulen mit niedrigen bis durch-
schnittlichen Gebühren nur, weil sie deutlich geringere Gehälter zahlen als 
öffentliche Schulen. Die Zahl von R 112.000 bezieht sich auf Schulen mit 
durchschnittlichen bis hohen Gebühren. Hofmeyr & Lee zufolge ziehen die 
meisten Lehrenden an Schulen mit geringen Schulgebühren diese Schulen vor, 
da sie den Unterricht freier gestalten und „etwas bewirken können“; viele sind 
verheiratete Frauen, die sich auf das Einkommen und die Sozialleistungen ihrer 
Ehemänner stützen können. Folglich sind Lehrende an unabhängigen Schulen, 
insbesondere Schulen mit geringen Schulgebühren, aus freier Entscheidung dort 
und sind daher besonders engagiert in ihrem Beruf. Diese Ergebnisse stimmen 
erneut mit den indischen Studien überein:
In einer staatlichen Schule schwankt das durchschnittliche Lehrergehalt je 
nach Qualiﬁkation zwischen 4.000 und 9.000 Rupien im Monat (ca. US$ 95 
bis US$ 200). In den Privatschulen ohne Zuschüsse war das Gehalt deutlich 
niedriger: von nur 400 bis 600 Rupien monatlich in ländlichen Gebieten 
(d. h. US$ 9,50 bis US$ 14,20 pro Monat) bis zu maximal 2.000 bis 5.000 
Rupien im Monat (US$ 47,60 bis US$ 119,00) in der Stadt. Was die Qua-
liﬁkation der Lehrenden angeht, so verfügen alle Lehrenden mindestens 
über die Mittelstufe (12. Klasse), und die große Mehrheit der Schulen be-
schäftigte vorwiegend Lehrende mit Universitätsabschluss. Einige Schulen 
beschäftigten Lehrende mit Magister, und ein Lehrer trug einen Doktortitel 
(Tooley: 2003).
Auch Posten in den Schulverwaltungsräten von öffentlichen Schulen mit 
hohen Gebühren, d. h. Stellen, die von der Schule durch Gebühren ﬁnanziert 
werden und nicht Stellen, die von der jeweiligen Schulbehörde zugeteilt wer-
den, sind durch eine stärkere Rechenschaftspﬂicht gekennzeichnet als feste 
Stellen, da Lehrende mit schwacher Leistung größerer Unsicherheit ausgesetzt 
sind: ein weiterer Grund für die bessere Unterrichtsqualität an öffentlichen 
Schulen mit hohen Gebühren. 
Studien der Pro-Kopf-Kosten pro Schüler in 13 nicht-staatlichen katholi-
schen Schulen in schwarzen Townships im Umland von Johannesburg zeigten, 
dass die Schulen weniger als 50% der Pro-Kopf-Kosten benachbarter öffentli-
cher Schulen aufwiesen. Die durchschnittlichen Pro-Kopf-Kosten in den katho-
lischen Schulen lagen bei R 2.295 im Vergleich zu R 4.654 in den öffentlichen 
Highschools (Hofmeyr & Lee 2003,166). 
Der im Bundeshaushalt für normale Schulen reservierte Betrag liegt bei 
R 67.465 Mio. Daraus ergibt sich ein Durchschnittswert von R 5.866 für die 
Pro-Kopf-Ausgaben pro Schüler bei Berücksichtigung des gesamten Haus-
haltsbetrags für Schulen, d. h. diese katholischen Schulen erbringen sogar 
noch bessere Leistungen, als diese Studie zeigt. Somit arbeitet jede Schule, 
die deutlich weniger als R 6.000 pro Jahr berechnet, efﬁzienter als der Staat 
in den öffentlichen Schulen. Tatsächlich wuchs die Zahl der Schüler katholi-
scher Schulen in dieser Studie an, während die Schülerzahlen der öffentlichen 
Schulen schrumpften. Dies spiegelt möglicherweise eine Entscheidung eines 
Teils der Eltern für Privatschulen wider (Hofmeyr & Lee 2003,166).
Die Erfolgsraten bei der Schulabschlussprüfung in unabhängigen Schulen 
mit geringen bis durchschnittlichen Gebühren sind höher als die der öffentli-
chen Schulen in Südafrika (Du Toit, 2003). 
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Unabhängige Schulen der Kategorie mit geringen bis durchschnittlichen 
Gebühren erzielen höhere Erfolgsraten (66,5% im Vergleich zu 61,7%), wobei 
41% der erfolgreichen Schüler mit Empfehlung bestehen, im Vergleich zu 25% 
in öffentlichen Schulen (Du Toit, 293). 
Erneut scheint dies den Ergebnissen zur Efﬁzienz und Qualität in Entwick-
lungsländern im Allgemeinen zu entsprechend, die von Tooley zitiert werden:
Zunächst gibt es die bedeutende Studie von Emmanuel Jimenez, Wirtschafts-
wissenschaftler bei der Weltbank, und Marlaine E. Lockheed, Sozialwissen-
schaftlerin, sowie anderen Kollegen, die die relative Efﬁzienz öffentlicher 
und privater Schulen in Thailand untersuchten („The Relative Efﬁciency of 
Private and Public Schools“) (Jimenez et al. 1991, 205-218; Jimenez et al. 
1988, 139-164).
Die Forscher führten anhand von Längsschnittdaten eine detaillierte quan-
titative Analyse durch und berechneten die Wertschöpfung der öffentlichen 
bzw. privaten Schulen. Mit komplexen statistischen Methoden schlossen 
die Forscher mögliche Einﬂüsse des sozialen Hintergrunds aus und kamen 
zu dem Schluss, dass private Schulen im allgemeinen die Leistungen ihrer 
Schüler in Mathematik „efﬁzienter und kostengünstiger“ verbessern als die 
öffentlichen Schulen. Bei Anwendung dieser Methoden auf breiterer Basis 
zeigten die Forscher, dass beim Vergleich privater und öffentlicher Schulen 
in Kolumbien, der Dominikanischen Republik, den Philippinen, Tansania 
und Thailand in Mathematik und Sprachunterricht die Schüler der Privat-
schulen im allgemeinen erneut die Schüler öffentlicher Schulen an Leistung 
übertrafen. Dieses Ergebnis bestätigte sich auch, nachdem mögliche sozia-
le Hintergrundfaktoren ausgeschlossen wurden. Erneut gab es „vorläuﬁge 
Hinweise“, dass die Pro-Kopf-Kosten in Privatschulen unter denen der öf-
fentlichen Schulen lagen (Jimenez et al. 1991, 205). [...] (Tooley, 2003) 
[...] Die chilenischen Daten sind eindeutig. Chile etablierte 1980 ein Gut-
scheinsystem, das erlaubte, diese Zuschüsse an privaten oder an örtlichen 
Gemeindeschulen einzusetzen. Die Ergebnisse zeigen, dass die bezuschuss-
ten Privatschulen efﬁzienter als die Gemeindeschulen waren: mit weniger 
Lehrenden pro Schüler und geringeren Pro-Kopf-Kosten. Dennoch erzielten 
sie höhere Testergebnisse in Mathematik und Spanisch. Diese Ergebnisse 
bestätigten sich, selbst wenn die Testresultate nach sozioökonomischem 
Status gewichtet wurden (Larrañaga 1997) (Tooley 2001, 176).
Zusätzliche Studien weisen auf ähnliche Vorteile von Privatschulen in den 
Industrieländern hin:
Eine Studie von Pollard (2002) in Großbritannien zeigt, dass unabhängige 
Schulen eine bessere Lehrleistung gemessen an den Pro-Kopfkosten erbrin-
gen als die staatlichen Schulen, insbesondere, wenn die verdeckten Kosten 
der staatlichen Schulbildung in die Gleichung einbezogen werden (Hofmeyr 
2003, 166).
Folglich, so Tooley, ist der erfolgversprechendste Weg vielleicht, den Ausbau 
des Privatschulwesens zu ermutigen, selbst für die Ärmsten:
[...] Nicht alle Kinder können sich die Privatschulen leisten. Wenn das 
staatliche Schulwesen Schulen zur Verfügung stellt, die mit ihren Kunden 
so nachlässig umgehen, sich ihren Bedürfnissen gegenüber so gleichgültig 
zeigen, dann lässt das vermuten, dass die Bemühungen der Reformer am 
erfolgversprechendsten wären, wenn diese Kinder Privatschulen besuchten, 
sei es nun über öffentliche oder private Gutschein- oder Stipendienpro-
gramme (oder beides), anstatt sich gegen das Privatschulwesen zu stellen. 
(Tooley 2001, 179).
Internationale Vergleiche mit anderen Entwicklungsländern lassen vermu-
ten, dass der Anteil der unabhängigen Schulen am südafrikanischen Schulsys-
tem noch relativ gering ist:
[...] In Moskau besucht der gleiche Prozentsatz von Schülern Privatschulen 
wie in Großbritannien (ca. 7%). In Ländern wie Kolumbien entfallen 28% 
der Kindergarten- und Primarstufenplätze auf Privatschulen, und diese Zahl 
steigt in der Sekundarstufe auf 40%. In Argentinien und der Elfenbeinküste 
sind Privatschulen für 30% bzw. 57% der Schüler in der Sekundarstufe ver-
Tabelle 12: Erfolgsraten bei Schulabschlussprüfung für öffentliche und unabhängige 
Schulen, 2001
Erfolgsrate Öffentl. Schulen  Unabhängige Schulen
 Mittlere – Hohe Beide
 durchschnittl. Gebühren
 Gebühren   
Percentage Prozentsatz Prozentsatz Prozentsatz Prozentsatz
Mit Empfehlung 46,6 39,4 21,1 31,4
Ohne Empfehlung 15,1 27,1 51,7 37,5
Erfolgsrate insgesamt 61,7 66,5 72,8 68,9
Quelle: Du Toit (2003)
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antwortlich. In Indonesien liegt der Prozentsatz der Privatschüler in Primar- 
und Sekundarstufe bei 23% (Tooley 2001, 27).
Spielraum für ein weiteres Wachstum in Südafrika scheint vorhanden zu 
sein, obwohl die hohe Zahl sehr armer Gemeinden, in denen Schulen fehlen 
(ca. 75% der Kinder werden ofﬁziell als arm eingestuft), darauf hindeutet, dass 
wohl neue Finanzierungsmechanismen gefunden werden müssen. 
In Andhar Pradesh, Indien, hat Tooleys Forschungsarbeit gezeigt, dass eine 
der Möglichkeiten, wie unabhängige Schulen mit geringem Einkommen die 
Ärmsten unterstützen können, die Reservierung einer bestimmten Zahl von kos-
tenlosen Plätzen für die Ärmsten ist, ganz ähnlich wie an der Khanyisa High. 
Obwohl diese Schulen für die Armen sind, ist ein Schlüsselmerkmal, dass 
sie eine bedeutende Zahl an Stipendien vergeben, d. h. kostenlose Plätze 
für noch ärmere Schüler. Diese Freiplätze werden vom Schulberater auf der 
Grundlage von Anträgen vergeben, die informell in der Gemeinde überprüft 
werden. Fünf der Schulen vergaben zwischen 15 und 20% der Plätze kos-
tenlos (Tooley, 2001: 172).
In extrem armen Gemeinden jedoch, in denen alle Gemeindemitglieder 
bedürftig sind und sich niemand Schulgebühren leisten kann, müssen andere 
Lösungswege gefunden werden. Eine der Möglichkeiten ist ein reines Stipen-
diensystem, wie das der berufsbildenden Wirtschaftsschule CIDA College in 
Johannesburg, die nur arme Schüler aus ländlichen Gebieten aufnimmt und 
für jeden eingeschriebenen Schüler ein Stipendium von einem Unternehmen 
erhält. Obwohl bereits einige Privatschulen eine gewisse Zahl von Schülern in 
dieser Weise in berufsbildenden Einrichtungen unterstützen, muss diese Tra-
dition ihren Weg in die Primary und Secondary School erst noch ﬁnden. 
Rein aus Spenden ﬁnanzierte Schulen (im Gegensatz zur Stipendienﬁnan-
zierung) können einen weiteren Finanzierungsweg bieten, aber das Überleben 
solcher Schulen ist auf lange Frist immer fraglich, da die Spenden für gewöhn-
lich nur für einen begrenzten Zeitraum gewährt und zunehmend durch die 
Regierung reguliert werden. 
In den ärmsten Gemeinden sind ein angemessenes schulisches Angebot 
und seine Finanzierung nur eines der vielen Probleme, denen sich diese Ge-
meinden gegenüber sehen. HIV und AIDS verschärfen das Armutsproblem in 
Südafrika: 
Ca. 5,3 Mio. Menschen in Südafrika sind gemäß Schätzungen des südafri-
kanischen Gesundheitsministeriums mit HIV / AIDS inﬁziert. Mehr als die 
Hälfte dieser Menschen sind Frauen in einem Alter, das vermuten lässt, 
dass sie Mütter sind, nämlich zwischen 15 und 49 Jahren. Ca. 90.000 Kin-
der wurden im Jahr 2002 über ihre Mutter mit HIV inﬁziert und geschätzte 
500.000 Kinder leben mit Müttern, die AIDS haben. Fast 1 Mio. Kinder (das 
entspricht in etwa 10% aller Schulkinder) sind Waisen, die Mehrheit auf-
grund von AIDS.
Folglich sind viele Schulkinder entweder Waisen und sind schon für einen 
Haushalt verantwortlich oder pﬂegen zuhause kranke Verwandte oder ihre 
Eltern. Die geringen Einkommensmöglichkeiten der Haushalte und die mit 
der Krankheit verbundenen Kosten lassen die Schulkosten für viele dieser 
Kinder unerschwinglich werden. Darüber hinaus benötigen diese Kinder 
Unterstützung und Pﬂege in vielerlei Hinsicht, von der Bereitstellung an-
gemessener Ernährung über psychologische Betreuung bis zu medizinischer 
Versorgung (Giese et al. 2003).
HIV und AIDS sind ein Problem, das alle Schulen, öffentliche wie unab-
hängige, betrifft. Die vollen Auswirkungen der AIDS-Pandemie würden den 
Rahmen dieses Artikels sprengen, aber es ist klar, dass Schulen gerade in ar-
men Gemeinden mehr als nur Schulen sein müssen: Sie müssen Hilfszentren 
für die Kinder sein. 
Auch die Auswirkungen von HIV/AIDS auf den Lehrkörper sind bedeutsam. 
Jüngste Forschungsergebnisse des Education Labour Relations Council (ELRC) 
maßen die Auswirkungen von HIV/AIDS über eine repräsentative Stichprobe von 
17.088 Lehrern, die eine Speichel- oder Blutprobe für einen Test abgaben. Fast 
13% waren positiv. Mail & Guardian berichtete wie folgt über die Studie:
Die 25- bis 34-Jährigen verzeichneten die höchsten HIV-Raten (21%), ge-
folgt von den 35- bis 44-Jährigen (13% waren positiv). Mehr als ein Fünftel 
(22%) der HIV-positiven Gruppe benötigte umgehende antiretrovirale The-
rapie, ca. 10.000 aller Lehrenden. „Dies bedeutet, dass in ca. 10 Jahren fast 
ein Viertel der erfahrenen Lehrenden an AIDS verstorben sein wird“, sagte 
Dave Balt, Vorsitzender der Lehrervereinigung National Professional Tea-
chers Organisation of South Africa (Naptosa). Und da die Infektionsrate in 
der Gruppe der 25- bis 29-Jährigen nur wenig darunter liegt, werden dem 
Schulsystem nicht genug Lehrende zur Verfügung stehen, um den Unterricht 
für alle Schüler zu gewährleisten. Diese Situation ist in den ländlichen Ge-
genden, wo die Infektionsrate weit höher ist, deutlich verschärft. 
[...] Im vergangenen Jahr starben ca. 4.000 Lehrende an AIDS, so die Stu-
die. [...] Der Studie zufolge ist der Gesundheitszustand von Lehrenden of-
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fensichtlich schlechter als der der Allgemeinbevölkerung: 10,6% waren der 
Nelson Mandela/HSRC-Studie über HIV/AIDS zufolge in den vorangegangen 
12 Monaten im Krankenhaus gewesen, im Vergleich zu 7% der Gesamtbe-
völkerung (Mail & Guardian, 1. April 2005).
Die Studie zeigte, dass die Zahl der Lehrenden in den vergangenen sieben 
Jahren gesunken ist. Im Jahr 2002/03 verließen ca. 21.000 Lehrer (ca. 6%) 
jährlich den Schuldienst. Crouch schätzt, dass die Kombination aus bestehen-
dem Lehrermangel und der AIDS-Pandemie zwischen 2011 und 2015 zu einem 
jährlichen Lehrerdeﬁzit von 12.000 Lehrern führen wird (Mail & Guardian, 1. 
April 2005).
Unabhängige Schulen mit geringen Schulgebühren berichten bereits über 
Probleme, Lehrer mit ausreichender Qualität zu rekrutieren. Der Lehrermangel 
wird vermutlich die Gehälter in die Höhe treiben, so dass es für Schulen mit 
geringen bis durchschnittlichen Schulgebühren schwer werden wird, Lehrer zu 
ﬁnden und die Gebühren gleichzeitig niedrig zu halten. 
Lehrermangel ist nicht das einzige Problem, das ein weiteres Wachstum 
des Privatschulwesens hemmen kann. Unabhängige Schulen arbeiten auch in 
einem politisch relativ feindlichen Umfeld, was Hofmeyr (2003, 166) als das 
„Übel der Politik“ bezeichnet. Die Schulen unterliegen Arbeits-, Verwaltungs- 
und Steuergesetzen, wobei die letzten zwei nicht für öffentliche Schulen gelten: 
Die meisten unabhängigen Schulen hingegen müssen sowohl als Unterneh-
men als auch als Schulen funktionieren, ganz anders als öffentliche Schulen, 
in denen die Verwaltung nicht so viele Ressourcen von den Kernaufgaben der 
Schularbeit abzieht. 
Des Weiteren versucht die Regierung zunehmend, die Unabhängigkeit 
der Privatschulen zu untergraben. Gesetze, wie beispielsweise das Education 
Laws Amendment Act, versuchen staatlich zu kontrollieren, was und wie an 
den Schulen unterrichtet wird und wie die Schüler bewertet werden. Diese 
Maßnahmen werden allen unabhängigen Schulen auferlegt, einschließlich der 
Schulen, die keinerlei öffentliche Mittel erhalten. 
Der enge steuerliche Spielraum in Südafrika lässt vermuten, dass die staat-
lichen Zuschüsse für unabhängige Schulen in der nahen Zukunft wohl kaum 
steigen werden. Darüber hinaus wird ein Gutscheinsystem von der Regierung 
sicherlich im Moment nicht in Erwägung gezogen. Das Aufbringen angemes-
sener Mittel in einem Umfeld extremer Armut wird für die unabhängigen 
Schulen mit geringen Gebühren die bedeutendste Herausforderung bleiben. 
Ob sie ihre schwärzeste Stunde erleben oder der Herausforderung, zunehmend 
den Bildungsbedarf der Armen zu decken, gerecht werden können, wird davon 
abhängen, inwieweit die Finanzierungsfrage gelöst werden kann.
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